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A. Einführung

Die Unternehmenslandschaft sieht sich dem ständigen Wandel der Gesellschaft 
gegenüber und steht damit vor immer neuen Herausforderungen. Während in frü-
heren Zeiten ein Betrieb zumeist innerhalb der Familie von Generation zu Gene-
ration weitergeführt wurde, schlagen immer mehr Abkömmlinge einen anderen 
beruflichen Werdegang ein als die Generation vor ihnen und sind an einer Nach-
folge nicht interessiert.1 Zudem entwickelte sich mit dem Prinzip der Fremdorgan-
schaft sowie der beschränkten Haftung und mithin dem Auseinanderfallen der 
Einheit von Leitungsmacht, Haftung und Gewinnbezug2 zunehmend die Priorität 
von kurzfristiger Gewinnmaximierung gegenüber einer nachhaltigen Unterneh-
menspolitik heraus.3 Dieser Shareholder-value-Ansatz kann Arbeitnehmern sowie 
Vertragspartnern und mithin den Stakeholdern neben der Gesamtwirtschaft zum 
Nachteil gereichen.4 

Den damit einhergehenden ökonomischen Herausforderungen wurde versucht 
durch eine neue Rechtsformvariante der GmbH Abhilfe zu schaffen. Eine Arbeits-
gruppe aus Rechtswissenschaftlern erarbeitet im Juni 2020 einen ersten Entwurf 
eines Gesetzes für die Gesellschaft mit beschränkter Haftung in Verantwortungs-
eigentum.5 Nach einer kontroversen Diskussion um die Zulässigkeit sowie Sinn-
haftigkeit dieses Vorschlags wurde im Februar 2021 ein verbesserter Entwurf eines 
Gesetzes für die Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit gebundenem Vermö-

	 1	Andric / Bird / Christen / Gachet / Halter / Kissling / Schenk / Zellweger, in: Investment Solu-
tions & Products (Hrsg.), Swiss Issues Branchen Juni 2016, S. 5 f.; Frank, Die kleine AG als 
Organisationsform für die Nachfolge in Familienunternehmen, S. 49; vgl. Albach / Freund, Ge-
nerationswechsel und Unternehmenskontinuität, S. 47 f.; Freund, Familieninterne Unterneh-
mensnachfolge, S. 22; 50 % der mittelständischen Unternehmen geben fehlendes Interesse der 
Familie als Grund einer geplanten Stilllegung an laut Schwartz, KfW, Nachfolge-Monitoring 
Mittelstand 2022: Knappheit an Nachfolgekandidaten nimmt zu, Misserfolge dürften häufiger 
werden, 2023, S. 6, abrufbar unter https://www.kfw.de/PDF/Download-Center/Konzernthemen/
Research/PDF-Dokumente-Fokus-Volkswirtschaft/Fokus-2023/Fokus-Nr.-424-Maerz-2023-
Nachfolge.pdf (zuletzt abgerufen am 25. 07. 2023).
	 2	Smith, Wealth of Nations, Book V, Chapter I, S. 989 f.; Eucken, Grundsätze der Wirtschafts
politik, S. 279; Limbach, Theorie und Wirklichkeit der GmbH, S. 107 ff.; Immenga, Die perso-
nalistische Kapitalgesellschaft, S. 104 ff., 117 ff.
	 3	Mittwoch, Nachhaltigkeit und Unternehmensrecht, S. 121 f., 128.
	 4	Mayer, Prosperity, S. 34 f.; Fischer, in: Fischer / Amort (Hrsg.), Nachhaltigkeit und Recht, 
S. 25, 27 Rn. 5; s. auch Neitzel, KJ 55 (2022), 479, 489 ff.
	 5	Sanders / Dauner-Lieb / Kempny / Möslein / Veil, Entwurf eines Gesetzes für die Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung in Verantwortungseigentum, 2020, abrufbar unter https://sb233ef6 
3f4300294.jimcontent.com/download/version/1679570294/module/9329601276/name/Gesetzes 
entwurf%20fu%CC%88r%20Gesellschaft%20mbH%20in%20Verantwortungseigentum%201 
7062020.pdf (zuletzt abgerufen am 25. 07. 2023).

https://www.kfw.de/PDF/Download-Center/Konzernthemen/Research/PDF-Dokumente-Fokus-Volkswirtschaft/Fokus-2023/Fokus-Nr.-424-Maerz-2023-Nachfolge.pdf
https://www.kfw.de/PDF/Download-Center/Konzernthemen/Research/PDF-Dokumente-Fokus-Volkswirtschaft/Fokus-2023/Fokus-Nr.-424-Maerz-2023-Nachfolge.pdf
https://www.kfw.de/PDF/Download-Center/Konzernthemen/Research/PDF-Dokumente-Fokus-Volkswirtschaft/Fokus-2023/Fokus-Nr.-424-Maerz-2023-Nachfolge.pdf
https://sb233ef63f4300294.jimcontent.com/download/version/1679570294/module/9329601276/name/Gesetzesentwurf fu%CC%88r Gesellschaft mbH in Verantwortungseigentum 17062020.pdf
https://sb233ef63f4300294.jimcontent.com/download/version/1679570294/module/9329601276/name/Gesetzesentwurf fu%CC%88r Gesellschaft mbH in Verantwortungseigentum 17062020.pdf
https://sb233ef63f4300294.jimcontent.com/download/version/1679570294/module/9329601276/name/Gesetzesentwurf fu%CC%88r Gesellschaft mbH in Verantwortungseigentum 17062020.pdf
https://sb233ef63f4300294.jimcontent.com/download/version/1679570294/module/9329601276/name/Gesetzesentwurf fu%CC%88r Gesellschaft mbH in Verantwortungseigentum 17062020.pdf
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gen präsentiert.6 Gemein war beiden Vorschlägen zum einen der Leitgedanke der 
Weitergabe der Unternehmensverantwortung auf Ebene der Gesellschafter inner-
halb einer engen Gemeinschaft intrinsisch motivierter Gesellschafter, welche sich 
als Treuhänder der nächsten Generation verstehen und aktiv in das Unternehmen 
einbringen. Zum anderen sollten das Gesellschaftskapital und die Unternehmens-
gewinne dauerhaft gebunden werden.7 Diese Vermögensbindung auf Basis des 
aktuellen Gesetzentwurfs bildet den Untersuchungsgegenstand der vorliegenden 
Arbeit. Im Folgenden soll ihre Systemkonformität auf Basis des Gesetzentwurfs 
analysiert und gegebenenfalls eine den Anforderungen der Systemkonformität ge-
nügende Umsetzung der Vermögensbindung erarbeitet werden. Dementsprechend 
sind zunächst die für die Untersuchung bedeutendsten Bestimmungen betreffend 
die Vermögensbindung vereinzelt in gebotener Kürze zu skizzieren. 

	 6	Sanders / Dauner-Lieb / v. Freeden / Kempny / Möslein / Veil, Entwurf eines Gesetzes für die 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung und gebundenem Vermögen, 2021, abrufbar unter https:// 
sb233ef63f4300294.jimcontent.com/download/version/1649065627/module/9329600676/name/ 
%20Gesetzentwurf%20GmbH-gebV%20mit%20Erl%C3%A4uterungen%2020210215%20
final.pdf (zuletzt abgerufen am 25. 07. 2023).
	 7	Gesetzentwurf GmbH-VE mit Erläuterungen, S. 10; Gesetzentwurf GmbH-gebV mit Er-
läuterungen, S. 20.

https://sb233ef63f4300294.jimcontent.com/download/version/1649065627/module/9329600676/name/ Gesetzentwurf GmbH-gebV mit Erl%C3%A4uterungen 20210215 final.pdf
https://sb233ef63f4300294.jimcontent.com/download/version/1649065627/module/9329600676/name/ Gesetzentwurf GmbH-gebV mit Erl%C3%A4uterungen 20210215 final.pdf
https://sb233ef63f4300294.jimcontent.com/download/version/1649065627/module/9329600676/name/ Gesetzentwurf GmbH-gebV mit Erl%C3%A4uterungen 20210215 final.pdf
https://sb233ef63f4300294.jimcontent.com/download/version/1649065627/module/9329600676/name/ Gesetzentwurf GmbH-gebV mit Erl%C3%A4uterungen 20210215 final.pdf


B. Wesen der Vermögensbindung

Durch die Bindung des Vermögens innerhalb der Gesellschaft soll in Abkehr von 
der Prämisse der Gewinnerzielung der Anteilseigner als Ziel unternehmerischen 
Handelns ein rechtlicher Rahmen für Gesellschafter mit treuhänderischem Unter-
nehmensverständnis geschaffen werden, welche das Unternehmen in seiner Selb-
ständigkeit für zukünftige Generationen zu erhalten suchen. Gesellschaftern wäre 
der Zugriff auf die Gewinne, etwa im Rahmen von Dividendenrechten oder einem 
durch Verkauf sowie Liquidation realisierbaren erhöhten Wert der Gesellschaft, 
verwehrt.1 Diese Befreiung des Unternehmensträgers vom Druck kurzfristiger Ge-
winnmaximierung ermögliche nachhaltiges Wirtschaften und damit die Schaffung 
einer vielfältigen und krisenresilienten Unternehmenslandschaft.2 Die Vermögens-
bindung erfolgt gem. § 77b Abs. 1 des Entwurfes des Gesetzes für die Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung mit gebundenem Vermögen (GmbHG-gebVE) bei Grün-
dung einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit gebundenem Vermögen 
(GmbH-gebV) oder durch notariell beurkundeten Vermögensbindungsbeschluss 
sämtlicher Gesellschafter einer GmbH. Sie kann danach weder aufgehoben noch 
eingeschränkt werden. Inhaltlich umgesetzt wird die Vermögensbindung durch ver-
schiedene Regelungen innerhalb des Gesetzentwurfs. Eine der virulentesten Vor-
schriften bildet in diesem Zusammenhang § 77f Abs. 1 und 2 S. 1 GmbHG-gebVE. 
Danach ist der Anspruch der Gesellschafter auf Gewinnausschüttung nach § 29 
Abs. 1 GmbHG ausgeschlossen. Die Gewinne stehen vielmehr der GmbH-gebV 
zu. Eine gesellschaftsvertragliche Abweichung hiervon durch die Gesellschafter 
ist nicht möglich. Während bei Einführung der GmbH noch von dem Dogma der 
Einheit von Nutzen und Haftung3 ausgegangen wurde, welches gerade für den 
Ausschluss des Gewinnbezugsrechts von Anteilsinhabern einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung sprechen könnte,4 wird das Gewinnbezugsrecht mittlerweile 
als essentialie der Beteiligung an einer GmbH zumindest für den Fall angesehen, 

	 1	Gesetzentwurf GmbH-VE mit Erläuterungen, S. 7; Gesetzentwurf GmbH-gebV mit Er-
läuterungen, S. 12.
	 2	Gesetzentwurf GmbH-VE mit Erläuterungen, S. 7; Gesetzentwurf GmbH-gebV mit Erläu-
terungen, S. 12; Sanders, ECFR 2023, 622, 645; Stiftung Verantwortungseigentum, Stellung-
nahme – Gesellschaft mit gebundenem Vermögen: Ein ordnungspolitisch sinnvoller Schritt, 
09. Dezember 2022, S. 9, abrufbar unter https://stiftung-verantwortungseigentum.de/fileadmin/
user_upload/sve-stellungnahme_wm-bmf_09122022.pdf (zuletzt abgerufen am 25. 07. 2023); 
Purpose Stiftung, Verantwortungseigentum, S. 112; Möslein / Sanders, JZ 2022, 923, 930; s. 
auch Rolfes / Berisha, GmbHR 2022, 23.
	 3	Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, S. 279; Limbach, Theorie und Wirklichkeit der 
GmbH, S. 107; Immenga, Die personalistische Kapitalgesellschaft, S. 119; Reinhardt, in: FS 
Lehmann, 1956, S. 576, 589.
	 4	Vgl. Wieland, ZSR 14 (1895), 205, 220, 226; Wieland, Handelsrecht, Band I, S. 491.


